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heit und mangelnder Bereitschaft zur Wahrnehmung ihrer 
beruflichen Pflichten zu werten sind, der Grad ihrer 
Schuld andererseits als nicht erheblich angesehen wird, 
war auf Bewährungsverurteilungen unter Auferlegung 
einer Bewährungszeit von je 2 Jahren zu erkennen. 
Anmerkung:
Dem vorstehenden Urteil ist im Ergebnis beizupflichten. Es 
gibt jedoch Veranlassung, nochmals auf folgendes hinzu­
weisen:

Nach § 167 StGB kann u. a. derjenige Bürger zur Ver­
antwortung gezogen werden, der durch vorsätzliche Ver­
letzung seiner beruflichen Pflichten fahrlässig Produk­
tionsmittel oder andere Sachen, die wirtschaftlichen Zwek- 
ken dienen, beschädigt, außer Betrieb setzt, verderben oder 
unbrauchbar werden läßt und dadurch bedeutende wirt­
schaftliche Schäden verursacht. Es bedarf in solchen Ver­
fahren deshalb zunächst der Feststellung, welche Pflich­
ten dem Verantwortlichen zum Zeitpunkt der Tat kraft 
seiner beruflichen Stellung zur Vermeidung schädlicher 
Folgen oblagen. Nicht die Gesamtheit der beruflichen 
Pflichten ist bedeutsam, sondern lediglich diejenigen, die 
möglicherweise Bedeutung für die Vermeidung der schäd­
lichen Folgen hatten. Es kann sich sowohl um normierte 
Pflichten handeln (Pflichten, die in Standards, ASAO, Ar- 
beits- bzw. Betriebsordnungen, Verträgen, Bedienungsan­
weisungen usw. spezifiziert sind) als auch um nicht nor­
mierte Berufspflichten (im Rahmen eines Arbeitsrechtsver- 
hältnisses übertragene Aufgaben). Berufspflichten sind 
auch die sich aus der Berufserfahrung ergebenden Pflich­
ten, die aus der praktischen Tätigkeit erworbenen Kennt­
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, die in einer konkreten 
Situation zur Vermeidung schädlicher Folgen oder Gefah­
ren den jeweils Verantwortlichen als Verpflichtung oblie­
gen. Deshalb ist nicht nur festzustellen, daß dem Verant­
wortlichen konkrete Pflichten oblagen, sondern es muß 
auch eine Aussage darüber getroffen werden, welches die 
Grundlage dieser Pflichtenlage war.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach §167 StGB setzt 
vorsätzliche Pflichtverletzung voraus. Das Bezirksgericht ist 
im vorstehenden Urteil zutreffend von dem Rechtsstand­
punkt ausgegangen, daß unter vorsätzlicher Pflichtverlet­
zung immer die bewußte Verletzung der Rechtspflichten zu 
verstehen ist (vgl. dazu OG, Urteil vom 2. März 1978 — 
2 OSK 2/78 -).

Die bewußte Pflichtverletzung erfordert den Nachweis, 
daß der Täter das Abweichen seines Handelns von den für 
ihn gültigen Pflichten erkannte und sein Verhalten den­
noch nicht änderte oder sich schon vorher bewußt zum 
Nichterfüllen der vorgeschriebenen Aufgabe entschied 
( Z i f f .  4.2. des Berichts des Präsidiums des Obersten Ge­
richts an die 6. Plenartagung). Es muß also der Nachweis 
erbracht werden, daß sich der Täter zum Zeitpunkt der 
Handlung darüber im klaren war, daß er einen Pflichtver­
stoß begeht.

Formulierungen im vorstehenden Urteil, daß der An­
geklagte einen Mitarbeiter nur unzureichend informierte, 
lassen diesen eindeutigen Schluß nicht zu. Es erscheint 
deshalb notwendig, einige Hinweise zur Bestimmung der 
Bewußtheit der Pflichtverletzung zu geben. Für eine be­
wußte Verletzung der Pflichten können sprechen:
— Die Zweckbestimmung der pflichtverletzenden Hand­

lung und ihr bewußtes Erleben,
— der Grad des Abweichens vom pflichtgemäßen Verhal­

ten,
— die Dauer der Pflichtverletzung,
— die Bedeutung und Eindeutigkeit der Pflichten,
— die Erkennbarkeit und Erfüllbarkeit der Pflichten.

Bei der Prüfung, ob eine bewußte Pflichtverletzung vor­
liegt, hat es sich bewährt, folgende Fragen zu klären:
— War der Täter auf Grund seiner persönlichen (dauer­

haften und momentanen) Voraussetzungen in der Lage,
die verletzten Pflichten zu erfüllen?

— War er fähig, die Anforderungen insgesamt zu bewälti­
gen?

— Hatte er die Bedingungen wahrgenommen, die ein be­
stimmtes seinen Berufspflichten entsprechendes Verhal­
ten verlangten?
Werden diese Fragen bejaht, ist eine bewußte Pflicht­

verletzung gegeben. Die Bewußtheit der Pflichtverletzung 
bezieht sich auf die konkret verletzten Pflichten. Folglich 
liegt eine bewußte Pflichtverletzung vor, wenn dem Täter 
der tatsächliche Inhalt seiner Pflicht bekannt war und er 
diese trotz vorhandener Möglichkeit nicht erfüllte, ln al­
len anderen Fällen sind Pflichten unbewußt verletzt wor­
den.
Oberrichter Dr. HERBERT POMPOES,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts
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